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Q Chinas Staats- und Partei-
chef Xi Jinping spricht zum 50.
Jahrestag der Anerkennung
Pekings als einzige legitime
Regierung Chinas durch die
UNO: Am 25. Oktober 1971 be-
schloss die UN-Generalver-
sammlung, die Volksrepublik
China als rechtmäßige Vertre-
tung des chinesischen Volkes
anzuerkennen. Das heute de-
mokratische Taiwan ist seither
nicht mehr in den Vereinten
Nationen vertreten.

Q In München wird das Urteil
im Terror-Prozess gegen Jen-
nifer W. erwartet: Die junge
Frau aus Lohne in Niedersach-
sen ist wegen Mordes und
Kriegsverbrechen angeklagt.
Sie soll als IS-Anhängerin im
Irak tatenlos dabei zugesehen
haben, wie ein kleines, jesidi-
sches Mädchen in einem Hof
angekettet wurde und dort
verdurstete.

Q In Dortmund beginnt ein
Prozess gegen mutmaßliche
Neonazis: Zehn Teilnehmer von
zwei rechtsextremistischen
Kundgebungen in Dortmund
sind wegen Volksverhetzung
angeklagt, nachdem sie im
September 2018 antisemitische
Parolen gezeigt haben sollen.
Die Polizei war nach den Auf-
märschen dafür kritisiert wor-
den, dass sie die Demos nicht
abgebrochen hatte.

Q Der BGH verhandelt über
Millionen-Entschädigung im
Streit zwischen Maike Kohl-
Richter und Ghostwriter Heri-
bert Schwan: Altkanzler Hel-
mut Kohl hatte Schwan mit sei-
nen Memoiren beauftragt.
Nach einem Zerwürfnis veröf-
fentlichte dieser eigenmächtig
den Bestseller „Vermächtnis:
Die Kohl-Protokolle“ mit ver-
traulichen Details. Das Landge-
richt Köln hatte Kohl vor des-
sen Tod eine Million Euro Ent-
schädigung zugesprochen. Of-
fen ist, ob seine Witwe als Al-
leinerbin Anspruch darauf hat.

Lotto: 1 - 10 - 19 - 22 - 26 - 28,
Superzahl: 2
Spiel 77: 2 7 7 6 2 1 9
Super 6: 0 9 3 9 4 0
13er-Wette: Lag bei Redakti-
onsschluss noch nicht vor.
6 aus 45: Lag bei Redaktions-
schluss noch nicht vor.
Eurojackpot: 5 aus 50: 15 - 33 -
34 - 38 - 43. 2 aus 10: 3, 7

(Ohne Gewähr)

GLÜCKSSACHE

Es ist nur eine Zahl, aber sie lässt
aufhorchen: Die Corona-Inzidenz
ist wieder über die Marke von
100 geklettert. Gesundheitsmi-
nister Jens Spahn will trotzdem
den nationalen Ausnahmezu-
stand beenden – und stößt da-
mit auf deutliche Kritik.

BERLIN. Die Corona-Inzidenz
in Deutschland ist erstmals seit
Mai wieder klar dreistellig.
Das Robert Koch-Institut (RKI)
gab die Zahl der Neuinfektio-
nen pro 100000 Einwohnern
und Woche am Sonntag mit
106,3 an – vor einer Woche
waren es noch 72,7. Die Ge-
sundheitsämter meldeten dem
RKI binnen eines Tages 13732
Corona-Neuinfektionen – vor
einer Woche waren es 8682
Ansteckungen gewesen.
Der Vorstoß von Bundesge-

sundheitsminister Jens Spahn
(CDU) für eine Beendigung
der durch den Bundestag fest-
gestellten Corona-Notlage
sorgt auch angesichts der stei-
genden Zahlen für Diskussio-
nen. Spahn sagte im „Inter-
view der Woche“ des Deutsch-
landfunks, es gehe darum,
nach 19 Monaten einen Aus-
nahmezustand zu beenden.
Die Befugnisse der Bundesre-
gierung sollten in einen Nor-
malzustand zurückgeführt
werden. Er betonte, dies be-
deute keinen „Freedom Day“
(Freiheitstag) oder das Ende
aller Maßnahmen. Diese
könnten auch ohne Ausnah-
mezustand geregelt werden.
Dagegen konterte SPD-Ge-

sundheitsexperte Karl Lauter-
bach in der „Passauer Neuen
Presse“, in einer Phase, in der
es steigende Infektionszahlen,
Impfdurchbrüche, stagnieren-
de Impfquoten und andere
Probleme gebe, sei Spahns
Ankündigung eine Überra-
schung. Auch die Ministerprä-
sidenten der Länder haben be-
reits eine weitere bundesein-
heitliche Rechtsgrundlage für
die Schutzmaßnahmen gefor-
dert. Und Städtetagspräsident
Burkhard Jung warnte in den
Zeitungen der Funke Medien-
gruppe vor einem „Flicken-
teppich“. Ein gemeinsamer

Rahmen sei weiterhin notwen-
dig. „Die Länder müssen über
den Winter Regeln wie 3G
oder sogar 2G und das Tragen
von Masken in Innenräumen
weiter vorgeben können“, for-
dert Jung, der Oberbürger-
meister in Leipzig ist.
Mit den steigenden Coro-

na-Zahlen keimen auch Sor-
gen um eine Überlastung des

Gesundheitssystems wieder
auf. „Die Inzidenzen sind wei-
terhin extrem eng gekoppelt
an die Aufnahmen auf die In-
tensivstationen“, sagte Christi-
an Karagiannidis, wissen-
schaftlicher Leiter des Inten-
sivregisters der Deutschen In-
terdisziplinären Vereinigung
für Intensiv- und Notfallmedi-
zin, dem Deutschlandradio.

Zwar seien die Intensivstatio-
nen derzeit mit Covid- und an-
deren Patienten etwa gleich
stark belegt wie vor einem
Jahr, allerdings gebe es inzwi-
schen weniger freie Kapazitä-
ten, weil die Zahl der Betten
wegen des Mangels an Pflege-
personal verringert werden
musste, betonte Karagiannidis.
Heute enden in fünf Bun-

desländern die Herbstferien.
Lauterbach warnt in diesem
Zusammenhang vor weiter
steigenden Infektionszahlen.
„Wir werden nach den Herbst-
ferien deutlich mehr Ausbrü-
che in den Schulen erleben,
weil die Kinder nicht mehr
lange lüften können“, sagte er
dem RedaktionsNetzwerk
Deutschland (RND). Und:
„Dass wir jetzt, bei steigenden
Zahlen, an vielen Stellen auf-
hören zu testen, ist vollkom-
men unvertretbar. Wenn man
in einer Schule jetzt aufhört zu
testen, ist das ein Beschluss
zur Durchseuchung.“
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Corona-Inzidenz erstmals
seit Mai wieder über 100
Länder, Städte und Mediziner fordern klare bundeseinheitliche Regeln

VON PATRICK T. NEUMANN
UND SIMONE HUMML

Deutschland debattiert: Sind die Lockerungen zum Beispiel für Diskotheken, Kneipen, Bars richtig –
oder kamen sie zu früh? Auf der einen Seite sehnen sich die Menschen nach Normalität und Spaß, auf
der anderen Seite steigen aktuell wieder die Inzidenzzahlen. FOTO: DPA

In Österreich droht die Re-
gierung allen Menschen, die
nicht gegen Corona geimpft
sind, mit einem Lockdown.
Damit soll die Bereitschaft für
die schützende Injektion ge-
steigert werden. Ab 600 von
Covid-Patienten belegten In-
tensivbetten darf diese Grup-
pe nach dem neuen Stufen-
plan der Regierung nicht
mehr ohne triftigen Grund auf
die Straße. Ab 500 belegten
Intensivbetten ist ihr der Be-
such von Lokalen, Kultur- und
Sportveranstaltungen sowie

die Nutzung von Hotels un-
tersagt. Es gebe noch zu viele
„Zögerer und Zauderer“, sag-
te Kanzler Alexander Schal-
lenberg mit Blick auf die
Impf-Skeptiker. Die Genese-
nen sind den Geimpften bis
zu sechs Monate nach der Er-
krankung gleichgestellt. Die
Schwelle von 600 wurde in
der Pandemie nach Angaben
der Zeitung „Kurier“ bisher
zweimal erreicht. Österreichs
Stufenplan hat fünf Schwel-
len, ab 1. November gilt die
3G-Regel am Arbeitsplatz.

Österreich: Lockdown für Ungeimpfte?

ISTANBUL/BERLIN. Der türki-
sche Präsident Recep Tayyip
Erdogan hat mit der ange-
drohten Ausweisung von zehn
Botschaftern die Beziehungen
des Westens zur Türkei vor ei-
ne neue Belastungsprobe ge-
stellt. Die betroffenen Staaten,
darunter Deutschland und die
USA, berieten am Sonntag
über eine angemessene Reak-
tion auf Erdogans Ankündi-
gung, ihre Botschafter zu un-
erwünschten Personen zu er-
klären. Erdogan hatte zuvor
im westtürkischen Eskisehir
gesagt, er habe das Außenmi-
nisterium angewiesen, die
zehn Botschafter zur „Persona
non grata“ zu erklären. Ein
solcher Schritt bedeutet in der
Regel die Ausweisung der Di-
plomaten. Hintergrund der
Äußerungen Erdogans ist eine
Erklärung der Botschafter von
Anfang der Woche. Darin for-
dern sie die Freilassung des
türkischen Unternehmers und
Kulturförderers Osman Kava-
la, der mit seiner Organisation
Anadolu Kültür unter anderem
mit dem Goethe-Institut und
anderen deutschen Stiftungen
zusammenarbeitet. Der 64-
Jährige sitzt seit 2017 in Istan-
bul in Untersuchungshaft, ob-
wohl der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte
schon 2019 seine Freilassung
angeordnet hatte. Kavala wird
beschuldigt, die regierungskri-
tischen Gezi-Proteste in Istan-
bul 2013 unterstützt und einen
Umsturzversuch angezettelt zu
haben. Ihm wird außerdem
„politische und militärische
Spionage“ im Zusammenhang
mit dem Putschversuch von
2016 vorgeworfen. Kritiker se-
hen die Vorwürfe als politisch
motiviert. ‰‰ KOMMENTAR | 2
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Wie reagiert
derWesten
auf Erdogan?

Osman Kavala auf einem Ar-
chivbild von 2014. FOTO: DPA

HANNOVER. Niedersachsens
Klimaschutzpläne werden wo-
möglich noch in dieser Wahl-
periode verschärft. Umweltmi-
nister Olaf Lies (SPD) will ein
neues Klimagesetz verwirkli-
chen, das dem Land ehrgeizi-
gere Ziele setzt als bislang.
Lies schlägt unter anderem

vor, den öffentlichen Perso-
nennahverkehr zu stärken, vor
allem auf dem flachen Land.
„Hier brauchen wir eine höhe-
re Qualität und Quantität. Ein

Zwei-Stunden-Takt im ländli-
chen Raum ist kein ernsthaftes
Angebot“, sagte der SPD-Poli-
tiker. Vielmehr müssten neben
der Einführung einer Mindest-
taktung intelligentere Modelle
für On-Demand-Verkehre,
Sammeltaxis oder auch Bürg-
erbusse erprobt und zukünftig
schrittweise flächendeckend
angeboten werden. Wie er das
machen will, sagte Lies nicht.
Das Land müsse zudem bei

der Förderung von Unterneh-
men stärker darauf achten, ob
Subventionen aktiv zum Klima-

schutz beitragen. Schärfere Be-
schränkungen sollte man auch
beim gesetzlich erlaubten Ver-
brauch von Flächen einführen.
Der Koalitionspartner CDU

zeigt sich gesprächsbereit. Der
umweltpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, Martin Bäu-
mer, sagte: „Dass wir in allen
Bereichen Konkretisierungs-
bedarf bei der Erreichung der
Klimaziele haben, ist unstrit-
tig.“ Man müsse nun aber
konkret darstellen, was man
vorhabe und was das koste.
Das sei noch nicht geschehen.

Das bisherige, erst im De-
zember 2020 verabschiedete
Klimagesetz nannte Lies „am-
bitioniert, aber nicht gerade
über-ambitioniert“. Die Oppo-
sition hatte an dem Gesetz
heftige Kritik geübt. Es gibt
vor, das Niedersachsen bis
2050 klimaneutral sein soll.
Ein Thema sei in der Regie-

rungskoalition mit der CDU in
Hannover schon angespro-
chen worden: die Verpflich-
tung, auch bei privaten Neu-
bauten Fotovoltaik aufs Dach
zu setzen. „Wir müssen natür-

lich auch als Land mit gutem
Beispiel vorangehen und in
unsere eigenen Immobilien
wie auch die eigenen Fahr-
zeuge investieren“, sagte der
SPD-Politiker. Dies sei ange-
sichts steigender Energie- und
Baukosten auch wirtschaftlich
geboten. „Wenn wir jetzt nicht
forciert investieren, wird es am
Ende teurer für das Land –
und für die Steuerzahlerinnen
und -zahler.“ Wie viel das
Land in den kommenden Jah-
ren investieren müsse, sagte
der Minister indes nicht.

Umweltminister fordert besseren Klimaschutz
Das bisherige Klimagesetz ist noch kein Jahr alt, da will Olaf Lies schon Verschärfungen – wie genau, sagt er nicht

VON MICHAEL B. BERGER
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